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Rhodesien
seit 1980


Die Regierung der Republik
Rhodesien (offiziell: The Government of
Rhodesia und Government of the Republic of
Rhodesia) ist die Exilverwaltung des Teiles des rhodesischen
Volkes, vornehmlich europäischer, amerikanischer und australischer
Abstammung, das aus Rhodesien nach der Machtübernahme durch
kommunistische Bantu-Rebellengruppen (Lancaster House Agreement)
emigriert ist und ein Volk in der Diaspora wurde. Die aktuelle
Regierung Rhodesiens wurde am 31. März 1980 mit
der Deklaration von Amsterdam gegründet und ist
seither aktiv. Ihr Sitz ist in New York City, in Laufweite des
Zentralgebäudes der Vereinten Nationen.



Das Lancaster-House-Abkommen, das am 21. Dezember 1979
unterzeichnet wurde, erklärte einen Waffenstillstand und beendete
den so genannten Buschkrieg durch den Sieg der kommunistischen
Rebellen unter Robert Mugabe. Dies führte dazu, dass das
Territorium des seit 1965 unabhängigen Rhodesien in das Land
“Simbabwe“ umgewandelt wurde, das seither einen Absturz von einem
wohlhabenden Land der ersten Welt in ein Armenhaus erlebte. Die
nichtafrikanischen Rhodesier hatten ähnliche Katastrophen bereits
in anderen ehemaligen Kolonien beobachten können und wussten, dass
sie ihres Überlebens willen handeln mussten.  Um nun jenen
Rhodesiern, die nicht im neuen Simbabwe leben wollten, insbesondere
weißen Rhodesiern, bei ihrer Flucht und nach der Emigration in der
Diaspora zu helfen, trat am 31. März 1980 in Amsterdam eine
Generalversammlung mit 1432 Delegierten zusammen, die Rhodesien zu
einer "Nation ohne Territorium" erklärte und eine Regierung und die
Regierung der Republik Rhodesien im Exil etablierte, das sich nicht
gegen das Lancaster House Agreement stellte und daher von den
Weltmächten stillschweigend akzeptiert oder zumindest geduldet
wurde. UN-Generalsekretär Waldheim sorgte höchstselbst für eine
stille Anerkennung der Exilregierung unter Präsident William Scott,
unter der Auflage, keine Ansprüche auf das verlorene Territorium zu
stellen und vier Jahrzehnte keine Öffentlichkeitsarbeit zu
betreiben. Was zunächst nach einem aussichtslosen Unterfangen
aussah wurde zur Erfolgsgeschichte. Die erzwungene öffentliche
Zurückhaltung, gültig bis zum Jahr 2020, gab der rhodesischen
Regierung Zeit und Spielraum, eine professionelle Administration
aufzubauen und nicht zum Hassobjekt radikaler Kräfte zu werden. Es
ist gar eine Ironie des Schicksals, dass die heutige rhodesische
Regierung von zahlreichen Ländern anerkannt wird, während das
territoriale Rhodesien vor 1980 darum ebenso verzweifelt wie
vergeblich kämpfte.



Zum Präsidenten wurde seinerzeit der damals ausgesprochen junge und
politisch neutrale rhodesische Bauunternehmer James W. Scott
gewählt, der familiär beste Verbindungen zu UN-Generalsekretär Kurt
Waldheim sowie anderen internationalen Spitzenpolitikern hatte. Er
ist aktuell (2021) in seiner fünften zehnjährigen Amtszeit das
Volksoberhaupt. Direkt nach der Deklaration von Amsterdam teilte
Präsident Scott in einem Schreiben dem UN-Generalsekretär den
Status quo mit, den dieser umgehend offiziell begrüßte. Anders als
vor der Vertreibung aus dem eigenen Territorium wurde die neue
Regierung fortan stillschweigend akzeptiert und zahlreiche Länder
nahmen Beziehungen auf verschiedenen Ebenen zur rhodesischen
Regierung auf, ähnlich wie dies auch bei Taiwan der Fall ist. Im
Jahr 1986 trennte sich die Exilregierung von reaktionären
Mitgliedern und definierte eine interne kritische Aufarbeitung der
Vergangenheit als eines seiner Ziele. 1996 wählte die rhodesische
Generalversammlung erstmals eine Frau, Janette Rowland, zur
Premierministerin von Rhodesien und Regierungschefin.
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Eine kurze Analyse
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